
6� UroForum  4 2018

Gesundheitspolitik der GroKo

AWMF dringt auf Kooperation 
von Politik und Wissenschaft
Laut Koalitionsvertrag der 
Großen Koalition soll das 
Patientenwohl für die künf
tige Bundesregierung der 
entscheidende Maßstab al-
ler gesundheitspolitischen 
Entscheidungen werden. 

Die Arbeitsgemeinschaft der 
Wissenschaftlichen Medizi-
nischen Fachgesellschaften  
(AWMF) begrüßt diese Aus
sage grundsätzlich, vermisst 
aber eine Definition der 
Grundlage zukünftiger ge-
sundheitspolitischer Ent-
scheidungen. Die Wissen-
schaft und die Notwendigkeit 
wissenschaftlich belegbarer 
Maßnahmen seien mit kei-
nem Wort erwähnt. Dem Pa
tientenwohl könne jedoch nur 

dann gedient werden, wenn 
sich künftige gesundheits
politische Entscheidungen an 
wissenschaftlichen Fakten 
orientierten: Nur wenn nach-
weisbar sei, dass eine gesetz-
geberische Maßnahme im 
Gesundheitswesen im Sinne 
der evidenzbasierten Medizin 
ausreichend, zweckmäßig 
und notwendig sei, diene sie 
auch dem Wohl des Patien-
ten. Daher sei eine Koopera-
tion mit der wissenschaft
lichen Medizin – wie sie in der 
AWMF versammelt ist – un-
verzichtbar. AWMF-Präsident 
Prof. Rolf Kreienberg fordert 
deshalb eine  häufigere Ein-
schaltung der AWMF bei ge-
sundheitspolitischen Ent-
scheidungen.�

Bundesgesundheitsministerium

Spahn besetzt zentrale Stellen 
im Ministerium neu
Der neue Gesundheitsminis-
ter Jens Spahn (CDU) ordnet 
das Bundesgesundheitsmi-
nisterium personell um. Ne-
ben den bereits bekannten 
Personalien der beiden par-
lamentarischen Staatsse-
kretäre Thomas Gebhart so-
wie Sabine Weiss liegen nun 
die Namen für die jeweiligen 
Leiter der Abteilungen vor: 
Susanne Wald wird zukünftig 
die Abteilung 3 „Gesund-
heitsschutz, Krankheitsbe-
kämpfung und Biomedizin“, 
Birgit Naase die Abteilung 4 
„Pflege und Prävention“, an-
führen. Thomas Müller wech-
selt vom G-BA an die Spitze 
der Arzneimittelabteilung. 
Die neue Abteilung 5 „Digi
talisierung und Innovation“ 

wird künftig Gottfried Lude-
wig leiten. Bislang war das 
Thema Digitalisierung in der 
Abteilung „Grundsatzfragen“ 
angesiedelt. Grundsatzfra-
gen werden künftig in der 
neuen Leitungsabteilung dis
kutiert, die direkt dem Minis-
ter zugeordnet ist. Dieser 
Abteilung wird Sonja Opten
drenk vorstehen, die aus dem 
Bundeskanzleramt kommt. 
Die Abteilung 2 „Gesund-
heitsversorgung und Kran-
kenversicherung“ bleibt in der 
Hand von Ulrich Orlowski. 
Lutz Stroppe bleibt Staatsse-
kretär. Pflegebeauftragter der 
Bundesregierung wird An
dreas Westerfellhaus. Offen 
ist noch der Posten für den 
Patientenbeauftragen. �

Organspende in Deutschland

DGU-Präsident fordert die Widerspruchslösung
Mit nur 9,7 postmortalen Or-
ganspenden pro eine Million 
Einwohner belegt Deutsch-
land im Vergleich der Mit-
gliedsländer von Eurotrans-
plant die Schlussposition. 
Angesichts der miserablen 
Zahlen zur Organspende in 
Deutschland fordert DGU-
Präsident Prof. Paolo Fornara 
nach einer Pressemitteilung 
der DGU einen Wechsel zur 
sogenannten Widerspruchs-
lösung. 

Die hierzulande praktizierte 
Entscheidungslösung hält 
Fornara für einen Systemfeh-
ler. Während Deutschland als 
einziges Land weltweit diese 
Entscheidungs- oder Infor
mationslösung bevorzuge, 
nach der nur über die Mög-
lichkeit der Bereitschaft zur 

Organspende informiert wird, 
hätten andere europäische 
Länder wie jüngst die Nieder-
lande die Widerspruchslö-
sung per Gesetz verankert. In 
den Niederlanden sei ab 
2020 jeder volljährige Staats-
bürger automatisch ein po-
tenzieller Organspender, so-

lange er nicht ausdrücklich 
widerspricht. 

Das Prinzip der Wider-
spruchslösung sei einfach. 
Wer auf ein Schreiben nicht 
antworte, gelte als Organ-
spender. Dieser Status kann 
laut DGU jederzeit geändert 
werden. „Die jetzige Situation 
ist im Namen unserer Patien-
ten nicht länger hinnehmbar“, 
so Fornara, der auch Trans-
plantationsmediziner und 
Mitglied der Ständigen Kom-
mission Organtransplanta
tion der BÄK  ist. Zur Verbes-
serung des Transplantations
geschehens fordert Fornara 
eine seriöse Diskussion zur 
Herztoddiagnostik sowie an-
gemessene Rahmenbedin-
gungen in den Spenderkran-
kenhäusern.�

Krankenhaus-Report

AOK will 
Zentren mit 
über 500 Betten
Den Krankenhaus-Report 
2018 des Wissenschaftlichen 
Instituts der AOK (WIdO) 
nahm der Vorstandsvorsit-
zende des AOK-Bundesver-
bands, Martin Litsch, zum 
Anlass, eine Konzentration 
der Krankenhauskapazitäten 
auf Häuser mit mehr als 500 
Betten zu fordern. „Ein deut-
licher Schritt wäre es bereits, 
wenn zukünftig Kliniken mit 
mehr als 500 Betten nicht 
mehr die Ausnahme, sondern 
die Regel in der Kranken-
hauslandschaft bildeten“, 
stellte Litsch fest. In Kran-
kenhäusern mit kleinen Fall-
zahlen lägen die Risiken für 
Patienten höher als in klini-
schen Zentren.�

Prof. Paolo Fornara spricht sich 
für die Widerspruchslösung bei 
Organspenden aus.
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